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ID – Informationsdienst Nr. 118 vom 3. März 2009 
der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 
 
ID 118/1 Bundesgesundheitsministerium zieht seinen GOZ-Entwurf zurück 
 
Ulla Schmidt und ihr Gesundheitsministerium (BMG) sind mit der geplanten GOZ-Novellierung 
offenbar gescheitert. Nach einer Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) vom 
Montag (Anlage) hat die Parlamentarische Staatssekretärin, Marion Caspers-Merk (SPD) erklärt, 
die Bundesregierung werde auf die geplante Honorarreform verzichten und sie nicht dem 
Bundesrat zur Entscheidung vorlegen. Die Zahnärzte seien offenbar an dieser neuen GOZ-
Verordnung nicht interessiert. „Die Zahnärzteschaft lehnt die Reform ab, weil ihnen zehn Prozent 
Anhebung nicht ausreichen. Die Zahnärzte wollen 50 Prozent mehr. Das ist völlig utopisch, 
gerade in einer Wirtschaftslage wie der heutigen“, wird Frau Caspers-Merk in der FAZ zitiert. 
 
Kein Wort über 21 Jahre Stillstand bei der GOZ 
 
In der Stellungnahme des BMG wird mit keinem Wort der über zwanzigjährige Honorarstopp bei 
der Gebührenordnung erwähnt. Vielmehr versucht das SPD-geführte Ministerium den von den 
Zahnärzten geforderten Ausgleich des Kostenanstiegs seit 1988 als unbotmäßige und unange-
messene Forderung hinzustellen. Die vom Ministerium behauptete Anhebung der Honorare 
durch die geplante Reform wurde weder nachvollziehbar belegt, noch hat sie einer Nachprüfung 
standgehalten. Vielmehr – so die Berechnungen aus Bundeszahnärztekammer (BZÄK) und Kas-
senzahnärztlicher Bundesvereinigung (KZBV) – ergäbe die Umsetzung des BMG-GOZ-Entwurfs 
für die Zahnärzteschaft ein Minus von 2,5 %. Eine Verschlechterung der Honorar-Situation ist 
schlicht nicht hinnehmbar und läuft zudem den Vorschriften des Zahnheilkundegesetzes ent-
gegen. Danach hat der Verordnungsgeber gemäß § 15 ZHKG für einen angemessenen Interes-
senausgleich zu sorgen. Davon kann nach 21 Jahren Stillstand wahrlich keine Rede sein. 
 
Einhellige Zustimmung bei den Zahnärzten zum BMG-Rückzug 
 
Die ersten Reaktionen der Zahnärzte zur Rücknahme der GOZ waren zustimmend und erleich-
tert, weil die BMG-GOZ ordnungspolitisch in eine völlige falsche Richtung und die Privatbehand-
lung in eine Einheitszahnmedizin geführt hätte. 
Dieser Zug sei durch intensive Aufklärungsarbeit der verantwortlichen Standesvertreter an den 
gesundheitspolitischen Schaltstellen ins Stocken gekommen. 
Der Präsident der Bundeszahnärztekammer, Dr. Peter Engel, bekräftigte die grundsätzliche 
Kritik an dem Reformentwurf. Die angebliche Anhebung um zehn Prozent sei durch Hereinnah-
me von bislang nicht vorhandenen Leistungen und die falsche Zugrundelegung künftigen Ab-
rechnungsverhaltens der Zahnärzte entstanden. Im Übrigen entspreche der Entwurf mit seiner 
umfangreichen Reglementierung und Bürokratisierung nicht dem Stand einer wissenschaftlich 
fundierten Zahnheilkunde. Eine Reform der Gebührenordnung werde besser mit als gegen die 
Zahnärzte gemacht. 
 
Bei Rückfragen Frau Storr, Frau Lazina: Tel.: 0431/ 26 09 26 - 50 
 
Kiel, 3. März 2009 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Ihre Zahnärztekammer Schleswig-Holstein  
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